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Zeitschrift für den 
öffentlichen Dienst 
in Rheinland-Pfalz

Gremiensitzung

Vorstand virtuell
Digitaler Austausch am 4. Mai 2021

Nachdem die Frühjahrssitzung 
des Hauptvorstands des dbb 
rheinland-pfalz pandemiebe-
dingt ausfallen musste, haben 
wir wenigstens die Vorstands-
sitzung in zeitgemäßer Online-
Form durchgeführt mit insge-
samt 26 Teilnehmenden.

So konnten sich die Landeslei-
tungs- sowie die restlichen 
Vorstandsmitglieder virtuell 
austauschen zur aktuellen ge-
werkschaftspolitischen Lage. 
Alle Beteiligten waren sich ei-
nig: Die Online-Form ist nicht 
gleichzusetzen mit Präsenz-
form und zugehörigen Diskus-
sionen, Randgesprächen sowie 
direktem zwischenmenschli-
chen Kontakt.

Die Sitzung drehte sich insbe-
sondere um

 z  die damals im Entwurf vor-
liegende Koalitionsvereinba-
rung der „Ampel 2.0“ – „Koa-
lition des Aufbruchs und der 
Zukunftschancen“ – siehe 
dazu den gesonderten Arti-
kel in diesem Heft (Seite 4),

 z  detaillierte Berichte aus den 
dbb Bundesgremien und den 
Landesbundgliederungen,

 z  Verlauf und Ergebnisse der 
Redaktionsverhandlungen 
zur TVöD-Entgeltrunde 2020; 
Ausblick auf die Ländertarif-
runde TV-L ab Herbst 2021,

 z  die Situation im öffentlichen 
Dienst in Rheinland-Pfalz an-

gesichts der gegenwärtigen 
SARS-CoV-2/COVID-19-Pan-
demie,

 z  die allgemeinen Personal-
ratswahlen in der Landes-
verwaltung.

 < Bericht aus den 
 Bundesgremien

Mit Blick auf die dbb Bundes-
ebene erfolgte eine kurze Rück-
schau auf die diesjährige digi-
tale dbb Arbeitstagung im 
Januar. Geschaut wurde auf die 
konsolidierende Entwicklung 
des dbb Bundeshaushalts und 
in diesem Zusammenhang 
auch auf den gut gefüllten dbb 
Aktionsfonds. Aus der Arbeit 
des beamtenpolitischen Koor-
dinierungsausschusses sowie 
aus der Runde der Landesbund-
vorsitzenden wurde berichtet.

 < Tarifbereich

Kritisiert wurde das Durch-
einander um die TVöD-2020- 
Schluss redaktion wegen des 
zusätzlichen Tarifvertrags 
 „JobRad“. Es kam im März zu 
einer so noch nie gezeigten 
Verweigerungs- und Drohge-
bärdehaltung der kommuna-
len Arbeitgeber. Die für den 
April anstehende Auszahlung 
der tariflichen Anpassung soll-
te wegen Uneinigkeit hinsicht-
lich des Zusatztarifvertrages 
ausfallen. Am 11. März 2021 
erfolgte dann nach kurzem 
und heftigem Streit zwischen 
den Parteien doch die Einigung 

auf den gesonderten Tarifver-
trag (Vergleiche „durchblick“ 
4/2021, Seite 4).

Die Ländereinkommensrunde 
2021 mit der TdL soll folgen-
den Fahrplan haben:

 z  26. August 2021: Forderungs-
beschluss dbb Bundestarif-
kommission in Berlin

 z  8. Oktober 2021: Eröffnungs-
runde in Stuttgart

 z  1./2. November 2021 und 
27./28. November 2021: 
 Verhandlungsrunden in 
 Potsdam

Im zeitlichen Zusammenhang 
mit den Verhandlungsrunden 
ist gewerkschaftsintern wieder 
Aktionsbereitschaft gefragt. 
Ganz besonders gilt das un-
mittelbar vor der dritten – und 
hoffentlich letzten – Verhand-
lungsrunde. Für diese Zeit bit-
tet die Landesleitung um das 
persönliche Freihalten von Ter-
minen für entsprechende Akti-
onsteilnahmen.

Die TV-L-Runde wird aus Ge-
werkschaftssicht schwierig. 
Knackpunkt ist die unbedingte 
arbeitgeberseitige Reform-
initiative zum Rechtsbegriff 
„Arbeitsvorgang“ (§ 12 TV-L). 

Die Arbeitgeberseite will hier 
restriktiv sein und verficht 
strikte Kleinschrittigkeit mit 
dem Ziel, durch entsprechende 
Bewertungen eher geringere 
Eingruppierungen erreichen zu 
können. Der dbb lehnt das ab, 
unter anderem auf der Basis 
einschlägiger Rechtsprechung. 
Dabei hängt viel an der Runde, 
man denke an die explizite 
 Absicht der Landesregierung, 
Ländertarifabschlüsse auf Be-
soldung und Versorgung im 
Landes-/Kommunaldienst zu 
übertragen.

 < Entschließungen

Die COVID-19-Pandemie ist mit 
hohem Anpassungsdruck nach 
wie vor bestimmendes Moment 
im Alltag, aber die Anzeichen 
verdichten sich, dass das Niveau 
einschränkender Infektions-
schutzmaßnahmen abgesenkt 
werden kann, während die Zahl 
der Schutzimpfungen zunimmt. 
Vor diesem Hintergrund hat der 
Vorstand drei Resolutionen zu 
unterschiedlichen Themenkrei-
sen des öffentlichen Dienstes 
jeweils einstimmig verabschie-
det, die wir im Anschluss an 
 diesen Artikel im Wortlaut 
 dokumentieren.

Im engen Zusammenhang mit 
der Pandemie bekräftigte das 

	< Vorstandsvideokonferenz
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Gremium zunächst unsere For-
derung nach dienstrechtlichen 
Anpassungen zur einzelfallab-
hängigen Erleichterung der An-
erkennung von COVID-19-Er-
krankungen als Dienstunfall, 
wie sie in anderen Bundeslän-
dern bereits erlassen sind. Eine 
entsprechende Forderung hat-
te der dbb rheinland-pfalz zu-
vor bereits gegenüber der zu-
ständigen Finanzministerin per 
Schreiben vom 24. April 2021 
erhoben.

Besonders unter dem Eindruck 
des pandemiebedingten Schlag-
lichts auf Digitalisierung erneu-
erte der Vorstand unsere auf 
den Gewerkschaftstag 2019 zu-
rückgehende Forderung nach 
modernisierender Weiterent-
wicklung des Landespersonal-
vertretungsrechts, die auch im 
Koalitionsvertrag für die neue 
Legislaturperiode enthalten ist.

Mit Blick auf die Zeit nach der 
akuten Pandemie regte der 
Vorstand einen Dialog zur Zu-
kunft der Arbeit im öffentli-
chen Dienst an, zielend auf ein 
konkurrenzfähiges, flexibles 
und familienfreundliches Ar-
beitsmodell.

 < Zukunftsthemen

Im Zusammenhang mit der 
dritten Entschließung kündigte 
die Landesleitung an, vor der 
Sommerpause eine Arbeitsrun-
de aus Vorstand, Jugend und 
Landesfrauenvertretung ein-
zuberufen zur Sammlung 
 gewerkschaftspolitischer Ini-
tiativpunkte und konkreter 
 Forderungsvorschläge im Hin-
blick auf neues Arbeiten im 
 öffentlichen Dienst zur mög-
lichst breiten Abdeckung von 
Aspekten der spezifischen Ar-
beitsweltentwicklung unter 

dem Pandemieeindruck im 
 Organisationsbereich. 

 < Weitere Tagesordnung

Berichte aus den Gremien des 
dbb bund, der Schatzmeiste-
rin des Landesbunds, Elke 
Schwabl, aus der dbb arbeit-
nehmervertretung rheinland-
pfalz – Vorsitzender Peter 
Mertens –, der dbb landes-
frauenvertretung rheinland-
pfalz – Landeschefin Claudia 
Rüdell –, der dbb jugend 
rheinland-pfalz – Landesju-
gendleiter Stephan Gernert –, 
dem Arbeitskreis Senioren-
politik und dem Arbeitskreis 
Bildungsgewerkschaften – 
dbb Landesvize Robert Top-
hofen und Lars Lamowski – 
sowie den gebietlichen Unter - 
glie derungen – dbb Landesvize 
Hans-Dieter Gattung – runde-
ten den Lagebericht ab. 

Aus den Bereichen der Landes- 
und Kommunalverwaltungen, 
in denen bereits zur Sitzung 
Ergebnisse der diesjährigen 
Personalratswahlen vorlagen, 
wurde eingehend über Wahl-
erfolge berichtet. 

Die Landesleitung gratuliert 
allen erfolgreichen Wahlbe-
werberinnen und -bewerbern 
mit großem Dank an alle Kan-
didaten, Helfer und Unter-
stützer für ihren Einsatz, der 
sich durchgängig in vielen 
 Bereichen wieder ausgezahlt 
hat.

Anvisierter Termin für die 
nächsten Sitzungen von Vor-
stand und Hauptvorstand  
des dbb rheinland-pfalz ist 
Dienstag, 26. Oktober 2021, 
vorzugsweise als Präsenz-
veranstaltung je nach dann 
gültigen Maßgaben. 

Vorstand

COVID-19-Erkrankung 
und Dienstunfallrecht
Entschließung vom 4. Mai 2021

COVID-19-Erkrankungen mit 
ihren noch nicht absehbaren 
Langzeitfolgen werden infol- 
ge des häufig nicht vermeidba-
ren Personenkontakts in der 
Dienstausführung auch Beam-
tinnen und Beamte in steigen-
der Zahl betreffen.

Der dbb rheinland-pfalz for-
dert deshalb, das Dienstunfall-
recht an die Auswirkungen  
von COVID-19-Erkrankungen 
anzupassen.

Der Dienstherr hat seinen 
 Beamtinnen und Beamten  

 einen besonderen Schutz und 
eine besondere Absicherung 
gegen Schäden zu gewähren, 
die  aufgrund der in dienstli-
chen Sphären liegenden Risi-
ken  eingetreten sind. COVID-
19- Erkrankungen sollten nicht 
pauschal als (nur grundsätzlich 

mögliche) Berufskrankheit 
 aufgefasst, sondern im Einzel-
fall auch als Dienstunfall an-
erkannt werden.

Essenziell sind für uns hierbei 
eine Vereinfachung und insbe-
sondere eine Erleichterung bei 
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der Feststellung der Tatbe­
standsvoraussetzungen (Ein­
zelfallprüfung) eines Dienst­
unfalls, sofern eine COVID­ 
Infek tion mit hoher Wahr­
scheinlichkeit infolge und 
 während der Dienstaus­ 
übung stattgefunden hat. 

Ohne dass das grundsätzliche 
und im § 42 Landesbeamten­
versorgungsgesetz festge­
schriebene Kausalitätserfor­
dernis zwischen Schaden und 
Dienst berührt wird, wäre die 

(untergesetzliche) Eröffnung 
einer erleichterten Beweis­
führung für die dienstliche 
 Ursächlichkeit einer COVID­
19­Erkrankung aus unserer 
Sicht erforderlich. 

So sollte eine COVID­19­Er­
krankung etwa als Dienstun­
fall mindestens anerkannt 
werden, sofern im Zusam­
menhang mit einem dienst­
lichen Ereignis ein durch  
das Robert Koch­Institut 
 definierter Kontakt der 

 Ka tegorie I zu einer entspre­
chend infizierten Person 
 stattgefunden hat.

Politik und Verwaltung tref­ 
fen im Zuge des COVID­19­ 
Geschehens eine Vielzahl  
von sehr weitreichenden 
 Entscheidungen, welche in 
großer Anzahl und als Dauer­
aufgabe von den Beamtinnen 
und Beamten überwacht und 
hinsichtlich ihrer Einhaltung 
gewährleistet werden. Dies 
erfolgt regelmäßig im Einzel­

fall auch durch dienstliches 
Handeln und Eingreifen, wel­
ches das individuelle Infekti­
onsrisiko der Beamtinnen und 
Beamten zweifellos erhöht. 
Eine solche, in dieser Form bis­
lang noch nicht aufgetretene 
Ausnahmelage muss im Rah­
men der Gewährleistung der 
Dienstunfallfürsorge besser 
berücksichtigt werden und 
darf nach Auffassung des  
dbb rheinland­pfalz letztlich 
nicht zulasten der Betroffenen 
gehen. 

Vorstand

Für ein modernes Landespersonalvertretungsgesetz
Entschließung vom 4. Mai 2021

Der dbb rheinland­pfalz for­
dert, dass das Landespersonal­
vertretungsrecht konsequent 
weiterentwickelt wird, damit 
in Zukunft ein verbessertes 
Instrument der Interessen­
vertretung für die Arbeitneh­
mer(innen) und Beamt(inn)en 
des Landes sowie der kommu­
nalen Gebietskörperschaften 
zur Verfügung steht. 

Von herausragender Bedeutung 
sind die Herausforderungen, die 
durch die Digitalisierung auf die 
Personalvertretungen stetig 
verstärkt zukommen: Der Kom­
plex „Digitalisierung – Verwal­
tung 4.0 – Flexibilisierung – 
 Arbeitsverdichtung“ bringt für 
Personalräte wichtige und un­
verzichtbare neue Aufgaben­
stellungen. 

Deshalb ist es notwendig, die 
Mitbestimmungstatbestände, 
die Erörterungsrechte und die 
allgemeinen Initiativrechte der 
Personalräte zu modifizieren 
und neu zu gestalten. Weil die 
Tätigkeit in den Personalver­
tretungen immer zeitintensi­
ver wird, sind die Regelungen 
zur Freistellung – auch in klei­
neren Verwaltungen – konti­
nuierlich auszubauen und sinn­
voll weiterzuentwickeln. 

Zusätzlich müssen die Mög­
lichkeiten zur Teilnahme von 
Personalratsmitgliedern an 
Schulungs­ und Bildungsmaß­
nahmen offener und flexibler 
gestaltet werden. Für Ersatz­
mitglieder sind verbesserte 
 Zugangsmöglichkeiten zu 
Schulungs­ und Bildungsmaß­
nahmen zu schaffen.

Das Prinzip der vertrauens­
vollen Zusammenarbeit ist  
zu präzisieren. Verstöße sind 
unmittelbar durch eine ent­
sprechende Ergänzung des 
 Gesetzes mit nachhaltigen 
Sanktionen zu belegen. Ins­

gesamt muss die vertrauens­
volle Zusammenarbeit aus 
dem Status der Unverbindlich­
keit herausgeführt werden.

Das Zugangsrecht der Gewerk­
schaften zu den Dienststellen 
muss auch den digitalen Zu­
gang umfassen. Die Vorausset­
zung „vorherige Unterrichtung 
des Leiters/der Leiterin der 
Dienststelle“ ist ersatzlos zu 
streichen. 

Die Rechte kommunaler Per­
sonalräte bei Nichteinigung 
zwischen Dienststelle und Per­
sonalrat müssen gestärkt wer­

den, weil nach geltendem 
Recht nur die kommunale Ver­
tretungskörperschaft (Stadtrat, 
Gemeinderat, Kreistag) als 
oberste Dienstbehörde im Kon­
fliktfall das Einigungsverfahren 
auf den Weg bringen kann. Er­
forderlich ist, dass das Verfah­
ren vor der Einigungsstelle auch 
durch Beschluss des Personalra­
tes eingeleitet werden kann.

Der dbb rheinland­pfalz ist be­
reit, diese und weitere bereits 
vorgetragene Anregungen mit 
der Landesregierung und dem 
Landesgesetzgeber vertiefend 
zu besprechen. 
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Vorstand

Flexible Arbeitsgestaltung im öffentlichen Dienst
Homeoffice auch nach der Pandemie – Entschließung vom 4. Mai 2021

Der dbb rheinland-pfalz geht 
davon aus, dass die jüngsten 
Erfahrungen und zunehmende 
Digitalisierung dazu führen 
müssen, dass Arbeit im öffent-
lichen Dienst neu gedacht wird 
mit dem Ziel eines dauerhaf-
ten, flexiblen und familien-
freundlichen Arbeitsmodells in 
der öffentlichen Verwaltung.

Pandemiebedingt ist Homeof-
fice als Telearbeitsvariante im 
öffentlichen Dienst in Rhein-
land-Pfalz inzwischen verbrei-
tet. Der Corona-Notbetrieb 

funktioniert mit hohen An-
forderungen an Einsatz und 
Anpassungsbereitschaft an 
das öffentliche Personal. 

Wir fordern, dass zusammen 
mit den Mitarbeitenden und 
deren Vertretungen geschaut 
wird, was an Flexibilisierungs-
lösungen nach der Pandemie 
beibehalten, was verbessert 
und was aufgegeben werden 
sollte.

Die Verantwortung für die 
 detaillierte Ausgestaltung 

modernisierter Arbeitsbe-
dingungen im öffentlichen 
Dienst liegt primär bei den 
Ressorts der Landesregierung 
und bei den kommunalen 
Dienstherren.

Arbeitszeit samt Erfassung 
und Kontrolle, Arbeitsort, Ar-
beitsschutz, Datenschutz und 
Datensicherheit sowie Ge-
sundheitsmanagement sind 
Punkte, die bei einer Arbeits-
platzverlagerung weg von der 
sprichwörtlichen Amtsstube 
auch allgemein zu untersu-

chen sind auf langfristig 
 taugliche und insgesamt 
 „gesunde“ Entwicklungsmög-
lichkeiten.

Der dbb rheinland-pfalz sieht 
deshalb das Erfordernis 
grundlegender Standardfest-
legungen auf Landes- bezie-
hungsweise Kommunalebene.

Als Fachgewerkschaftsver-
bund stehen wir mit unseren 
Mitgliedsorganisationen be-
reit für diesbezüglichen Dialog 
mit den anderen Akteuren.

Koalitionsvertrag

„Ampel 2.0“ hat einen Schaltplan
Vieles bleibt im Ungefähren, einige vage positive Signale für den öffentlichen Dienst

In der digitalen dbb Landes-
vorstandssitzung am 4. Mai 
2021 wurde auch über den 
pünktlich zum Termin bekannt 
gewordenen, 182-seitigen 
 Koalitionsvertrag des Landes-
regierungsbündnisses aus  
SPD, Grünen und FDP für die 
18. Legislaturperiode des 
 Landtages Rheinland-Pfalz 
 gesprochen.

Das mit „Koalition des Auf-
bruchs und der Zukunfts-
chancen“ in Corona-Zeiten 
 optimistisch überschriebene 
Entwurfpapier wurde nach der 
Vorstandssitzung von den drei 
Koalitionsparteien in schneller 
Folge beschlossen und bildet 
nun die Arbeitsgrundlage für 
das Landeskabinett „Dreyer III“,

Die Koalitionsparteien wollen 
laut Koalitionsvertrag unter 
anderem

 z  die jeweiligen TV-L-Tarifab-
schlüsse für die Beschäftig-
ten des Landes auch für Be-
amtinnen und Beamte sowie 
Versorgungsempfängerin-
nen und -empfänger über-
nehmen, allerdings – wie zu-
vor schon – im Rahmen der 
finanziellen Möglichkeiten,

 z  das Karriereportal für den 
öffentlichen Dienst moder-
nisieren und eine einheitli-
che Arbeitgebermarke auf-
bauen – wie es der dbb 
rheinland-pfalz seinerzeit 
 initiiert hat –,

 z  Fort- und Weiterbildung im 
Landesdienst weiter gezielt 
fördern, auch durch Etablie-
rung von Fortbildungsbeauf-
tragten in den Personalver-
waltungen (Anmerkung: 
hoffentlich unterfüttert mit 
ausreichenden Budgets),

 z  Dienstradleasing per Entgelt-
umwandlung ermöglichen, 
sofern die Ländertarifver-
tragsparteien dies in der an-
stehenden Entgeltrunde 
2021 für den TV-L-Sektor 
 vereinbaren,

 z  moderne flexible Arbeitszeit- 
und -ortsmodelle entwickeln 
sowie langfristige Arbeits-
zeitkonten einführen – wie 
es der dbb rheinland-pfalz 
schon länger fordert –,

 z  ein zentrales Fuhrpark-
management einführen,

 z  das Landespersonalvertre-
tungsgesetz novellieren – 
ebenfalls wie es der dbb 
rheinland-pfalz schon länger 
fordert.

Skeptisch sah der Vorstand  
des dbb rheinland-pfalz, dass 

die aus Gewerkschaftssicht 
 eigentlich zwingende und 
selbstverständliche Übertra-
gung des Ländertarifergebnis-
ses auf Besoldung und Ver-
sorgung im Landes- sowie 
Kommunaldienst erneut unter 
einen einschränkenden Finan-
zierungsvorbehalt gestellt 
wird. Die Vorstandsmitglieder 
machen sich nach wie vor 
 große Sorgen über die Nach-
wuchskräftegewinnung und 
Fachkräftesicherung im öffent-
lichen Dienst. Wenn die Bedin-
gungen – und dabei ganz be-
sonders die Bezahlung – nicht 
konkurrenzfähig sind, bleiben 
die qualifizierten und enga-
gierten Kräfte weg, auch in 
Zeiten der Pandemie. Aller-
dings bleiben die gewerk-
schaftlichen Handlungsfelder 
in diesem Bereich gleich gut 
definiert in der neuen Legisla-
turperiode: Einsatz für einen 
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